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Und jährlich grüßt das Murmeltier

Es ist wieder mal soweit, die jährlichen 
Budgetverhandlungen stehen an. Damit 
verbunden sind auch die Anpassungen im 
Personalplan und somit der Kampf um Plan-
stellen. Und so warten wir wieder gespannt 
auf die Verkündung, was das nächste Jahr 
bringen wird.

Die letzten Jahre haben zwar im Bereich der 
Staatsanwaltschaften ein Plus gebracht, die 
Gerichte gingen aber praktisch leer aus. 
Schon seit Jahren wird darauf hingewiesen, 
dass Strafverfahren nicht bei der Staats-
anwaltschaft enden und es auch in vielen 
anderen Bereichen dringender Verstärkung 
bedarf. Im Sommer 2020 haben wir uns 
sowohl an die Bundesministerin für Justiz 
als auch an den Vizekanzler (als für den 
öffentlichen Dienst zuständigen Bundesmi-
nister) gewandt. Wir haben detailliert auf 
die zahlreichen gesetzlichen Änderungen 
der letzten Jahre hingewiesen, die regelmä-
ßig zu einem zusätzlichen Verfahrensauf-
wand oder neuen Zuständigkeiten geführt, 
aber nie die entsprechend notwendigen 
personellen Ressourcen gebracht haben. 
Bestes Beispiel – und leider immer noch 
einer Lösung harrend – ist das Erwachse-
nenschutzrecht. So wünschenswert man-
che Änderung und Verbesserung im Sinne 
der Betroffenen auch waren und sind, 
der Mehraufwand ist deutlich spürbar. 
Erschwerend kommen noch die fehlenden 
Ressourcen z.B. bei Clearingstellen und 
Sachverständigen hinzu.

Aber auch die Thematik Großverfahren ver-
liert nicht an Aktualität. Seit Jahren bemüht 
man sich, den Personaleinsatz bzw. die 
dadurch oft jahrelang gebundenen Ressour-
cen realistisch darzustellen. Aber immer 
noch führen notwendige Anfallssperren und 
lange Verfahrensdauern zu einer massiven 
Mehrbelastung der übrigen Richter*innen 

an den betroffenen Gerichten. Ohne ent-
sprechende „Puffer“ im System wird man 
dieses Problem nicht lösen.

Neben Großverfahren sind es auch Mas-
senverfahren, die oft unerwartet und 
österreichweit zu plötzlichen Anfallsstei-
gerungen führen. Über ein echtes Sammel-
verfahren („class action“) wird schon seit 
Jahren diskutiert, es scheitert aber regel-
mäßig an den widerstreitenden Interessen 
der betroffenen Lobbys. Erst kürzlich konnte 
man in einer österreichischen Tageszeitung 
über „Drohende Massenverfahren gegen 
Energieunternehmen“ lesen. Und auch das 
wird nicht die letzte Klagswelle sein, die wir 
erleben werden.

Während Politiker sich noch darüber strei-
ten, ob die Asylantragszahlen jetzt wieder 
stark steigen und diese Anträge Aussicht 
auf Erfolg haben, denken wir schon an das 
Bundesverwaltungsgericht, das voraus-
sichtlich wieder über viele Rechtsmittel 
gegen ablehnende Bescheide zu entschei-
den haben wird. Auch hier sollte man aus 
den Erfahrungen der letzten Jahre gelernt 
haben und rechtzeitig Vorsorge treffen.

In Wien klagt gerade das Landesgericht 
für Strafsachen über massive Probleme im 
Bereich der Wirtschaftsstrafverfahren. Die-
ses Gericht trägt die Hauptlast der Verfah-
ren in diesem Bereich, ist aber im Verhältnis 
zur mittlerweile gut ausgestatteten WKStA 
geradezu sträflich vernachlässigt worden. 
Man darf sich nicht wundern, wenn kaum 
noch ein*e Richter*in bereit ist, solche Cau-
sen zu verhandeln. Hier bedarf es nicht 
nur zusätzlicher Planstellen, sondern auch 
massiver organisatorischer Verbesserungen 
sowie verstärkter Unterstützung im Kanz-
leibereich und durch juristische bzw wis-
senschaftliche Mitarbeiter*innen. Letztere 
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könnten auch in anderen Bereichen für 
eine Entlastung und Unterstützung sorgen, 
die diesbezüglichen Überlegungen sollten 
unbedingt fortgesetzt werden.

Diese Beispiele ließen sich noch endlos fort-
setzen. Auch in der Justizverwaltung kom-
men viele aufgrund zunehmenden Berichts-
pflichten, verstärkter Dienstaufsicht und 
vielen zusätzlichen Aufgaben mit der 
zugestandenen Jv-Quote längst nicht mehr 
zurecht. Va in kleineren Einheiten, aber 
auch bis hinauf zu den Oberlandesgerich-
ten klagt man über Überlastungen. Dass 
eine durchaus berechtigte Erhöhung von 
Jv-Quoten nicht zu Lasten der Rechtspre-
chung gehen darf, versteht sich von selbst. 
Aber dieses Argument darf nicht dazu füh-
ren, dass es nie zu einer Evaluierung kommt.

Um den aufgezeigten Planstellenbedarf 
(und diese Aufzählung ist längst nicht voll-
ständig) zu bedecken, braucht es aber auch 
Aufstockungen im Bereich der Richteramts-
anwärter*innen. Bereits jetzt haben wir in 
vielen Sprengeln große Probleme, pensions-
bedingte Abgänge nachzubesetzen. Derzeit 
behelfen wir uns mit einer großen Anzahl 
an Quereinsteiger*innen aus der Anwalt-
schaft, aber das kann nur eine Ergänzung 
sein und auch dieser Pool ist endlich.

Angesichts der schon derzeit bestehenden 
Probleme mit der Besetzung von offenen 
Planstellen mag es auf den ersten Blick 
kühn erscheinen, weitere Planstellen zu for-
dern. Doch für Planstellen, die es noch gar 
nicht gibt, wird erst recht keine Vorsorge 
getroffen werden. Die verstärkte Aufnahme 
im Nachwuchsbereich und die Aufstockung 
der richterlichen Planstellen müssen Hand 

in Hand gehen. Keine Stellen zu fordern, 
aus Angst sie dann nicht besetzen zu kön-
nen, ist jedenfalls keine sinnvolle Strategie.

Aktuelle Projekte zur Aufgabenkritik, die 
letztlich Lösungen hervorbringen sollen, die 
auch zu einer Entlastung der Richter*innen 
führen, sind noch im Laufen und konkrete 
Ergebnisse müssen erst abgewartet werden. 
Selbst wenn man auf Expertenebene rasch 
Einigkeit über Reformen erzielt, braucht es 
letztlich einen politischen Umsetzungswil-
len. Der Zeithorizont ist also ungewiss. Und 
es wird nicht alle Probleme lösen. In vielen 
Bereichen wird es trotzdem Aufstockungen 
geben müssen. Die Belastbarkeit von Rich-
ter*innen ist nicht unendlich und gerade 
(aber nicht nur) in den letzten Berufsjahren 
leiden viele unter den steigenden Anforde-
rungen. Und so manche*r Kolleg*in liebäu-
gelt bereits mit einem früheren Ruhestand.

Es ist höchst an der Zeit zu handeln und die 
Gerichte spürbar zu unterstützen. JETZT. 
Versprechungen hören wir schon seit Jah-
ren, aber Verständnis und nette Worte 
alleine reichen längst nicht mehr aus.

2020 haben uns die Frau Bundesministe-
rin für Justiz und der Herr Vizekanzler in 
persönlichen Gesprächen grundsätzliches 
Verständnis signalisiert, aber letztlich blieb 
es bei vagen Versprechen für die Zukunft. 
Daher haben wir in einem Schreiben an die 
Frau Bundesministerin auch heuer wieder 
auf den Planstellenbedarf und die zuneh-
mende Dringlichkeit hingewiesen.

Bei der Darstellung des Bedarfs kann leider 
schon seit Jahren nicht mehr verlässlich auf 
die PAR zurückgegriffen werden. Abgesehen 
davon, dass die „Corona-Jahre“ nicht aus
sagekräftig waren, bestehen grundsätzliche 
Defizite in dieser Berechnung des Personal-
bedarfs. Es ist unter Praktikern weithin aner-
kannt, dass die PAR in vielen Sparten den 
tatsächlichen Aufwand nicht (mehr) abbil-
det. Versuche einer Anpassung vor einigen 
Jahren waren nur bedingt erfolgreich. Nicht 

alle Erschwernisse lassen sich zahlenmäßig 
erfassen bzw durch Zahlen belegen. Die 
PAR ist daher kein brauchbares Instrument 
mehr und müsste dringend angepasst bzw 
durch andere Instrumente ersetzt wer-
den. Eine PAR neu oder ähnliche Projekte 
machen jedoch erst dann Sinn, wenn die 
Digitalisierung in allen Sparten und flächen
deckend umgesetzt ist. In der aktuellen 
Übergangsphase würden erst recht frag-
würdige Ergebnisse herauskommen bzw die 
Werte unter Hinweis auf den höheren Auf-
wand während der Umstellung nicht aner-
kannt werden. Dieser Umstand darf jedoch 
nicht dazu führen, dass der bestehende 
Stellenplan praktisch „eingefroren“ und der 
tatsächliche Bedarf ignoriert wird. Bei den 
Staatsanwaltschaften hat man dies längst 
akzeptiert und trotz Aussetzen der PAR den 
gestiegenen Anforderungen durch zusätz
liche Planstellen Rechnung getragen. Für die 
Gerichte muss dies ebenso gelten.

Uns ist bewusst, dass es in Zeiten der Krise 
(und derer gibt es derzeit viele) schwierig ist, 
zusätzliche Ressourcen zu lukrieren. Aber 
eines sollte man in dieser Diskussion nie 
vergessen: Die nachteiligen Effekte von lan-
gen Verfahrensdauern wiegen weit schwe-
rer und kosten viel mehr als die notwendi-
gen Planstellen. Irgendwann wird auch bei 
einem eklatanten Unterstand jedes Ver-
fahren abgeschlossen sein, doch je länger 
es dauert, umso höher ist der private und /  
oder volkswirtschaftliche Schaden. Das 
dürfen wir nicht in Kauf nehmen. Das darf 
auch die Regierung nicht in Kauf nehmen.
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Es ist höchst an der 
Zeit zu handeln und 
die Gerichte spürbar zu 
unterstützen. JETZT.

Die nachteiligen Effekte 
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viel mehr als die not-
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